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Mitglieder-Info 03/2017 
 

Sehr geehrte Verbandsmitglieder, 
 
wir möchten Sie nachfolgend im Rahmen des Rundschreibendienstes für unsere 
Verbandsmitglieder über verbandliche Aktivitäten sowie ausgewählte Sachverhalte in 
Kenntnis setzen. 
 
 
1. Verbandsinterna / Verbandsinformationen 
1.1. Vorstandssitzung des Nordost-Verbandes 
Am 19.04.2017 fand in Ivenack eine Sitzung unseres Verbandsvorstandes statt. Bedingt 
durch die Probleme bei der Umsetzung der Verbandszusammenführung hatte diese sich 
erforderlich gemacht. Der Nordost-Verband ist auf Grund dieser Situation nach wie vor 
als juristische Person existent. 
Im Folgenden möchten wir Sie in Form eines ausführlichen Protokollauszuges über 
wichtige Themen der Vorstandssitzung informieren: 
 
- Auswertung der Mitgliederversammlung / des 20. Verbandstages vom 
26./27.01.2017 
Mitgliederversammlung des Nordost-Verbandes 
Das Protokoll der Jahresmitgliederversammlung wurde ausgefertigt und allen 
Verbandsmitgliedern im Wortlaut zur Kenntnis gegeben. Als nicht befriedigend schätzt 
der Vorstand die Beteiligung der Verbandsmitglieder an der 
Jahresmitgliederversammlung ein. 
 
20. Verbandstag des Fachverbandes der Agro-Service-Unternehmen e. V. 
Auch hier wurde das Protokoll ausgefertigt und den Verbandsmitgliedern zur Verfügung 
gestellt. Gleiches trifft für das Protokoll der Präsidiumsneuwahlen zu. 
 
- Stand und Probleme der Umsetzung des Verbandszusammenschlusses 
Der Vorstand wurde informiert, dass bei der Vorbereitung der notariellen Beglaubigung 
der Dokumente des Verbandszusammenschlusses Probleme mit dem Notar Dr. Barth aus 
Dessau aufgetreten sind. Daraufhin wurde durch Vermittlung von Herrn Heimer, 
Vorstandsvorsitzender des Verbandes Sachsen/Thüringen, Kontakt mit dem Notar Zeiler 
in Weida (Thüringen) aufgenommen und im dortigen Notariat Gespräche über einen 
möglichst unkomplizierten Abschluss der notariellen Schritte geführt. 
Da alle inhaltlich/organisatorischen Vorhaben zur Verbandsfusion bis auf die notwendigen 
notariellen Aufgaben weitestgehend abgeschlossen sind und seit dem Januar 2017 
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durchgängig in den neuen Strukturen gearbeitet wird, ist der Abschluss der juristischen 
Schritte dringend notwendig. 
 
Festlegung: 
Die Geschäftsführung wird beauftragt, mit Unterstützung durch den Notar Zeiler die notwendigen Schritte 
weiterzuführen und zum Abschluss zu bringen. 
 
In der lebhaften Diskussion zur Thematik betonten die Vorstandsmitglieder ihren Willen, 
der Selbstständigkeit der eigenen Verbandsgruppierung nach wie vor das Primat 
einzuräumen. 
 
- Mitgliederangelegenheiten 
HHL Rensdorf GmbH 
Der Vorstand bestätigt die Beitrittserklärung der HHL Rensdorf GmbH, Gehrumer Str. 6, 
19258 Rensdorf. Das Unternehmen wird entsprechend informiert. 
 
TECparts BayWa AG 
Das Unternehmen hat die Fördermitgliedschaft zum 31.12.2017 gekündigt. 
 
KELM Projektplan Langenhagen 
Das Unternehmen hat die Fördermitgliedschaft gekündigt. Die Kündigung wird gemäß 
Satzung zum 31.12.2018 wirksam. 
 
Landhandel Alt Zeschdorf GmbH 
Das Unternehmen hat die Mitgliedschaft gekündigt. Die Kündigung wird zum 31.12.2018 
wirksam. 
 
Lohnunternehmen Alms GmbH & Co. KG Schimm; 
Lohnunternehmen Griem, Mühlenbeck 
Beide Unternehmen haben zum Ende des Jahres 2016 den Geschäftsbetrieb eingestellt 
und wurden aus der Mitgliederliste gestrichen. 
 
Landwaren Prenzlau Handels- und Dienste GmbH 
Das Unternehmen hat Anfang April 2017 Insolvenzantrag beim Amtsgericht Neuruppin 
gestellt. Der Vorstand wurde über Gespräche durch die Geschäftsführung mit der 
Firmenleitung in Kenntnis gesetzt. 
 
Landhandel Demmin GmbH 
Frau Russow informierte über den Verkauf des Unternehmens an die Fa. Beiselen GmbH.  
Frau Russow hat schriftlich den Antrag gestellt, künftig als Privatperson eine 
Fördermitgliedschaft im Verband zu erwerben. 
 
- Umsetzung des verbandlichen Arbeitsplanes 2017 
Alle für den Berichtszeitraum geplanten Verbandsveranstaltungen wurden vollständig 
realisiert. Als Termin für die Unternehmerreise nach Polen wurde der Zeitraum vom 04. – 
07.10.2017 abgestimmt. 
 
- Ergebnisse der Bildungsumfrage mit dem BiLSE-Institut für Bildung und 
Forschung GmbH Güstrow 
An der Bildungsumfrage haben sich 14 Verbandsmitglieder beteiligt. Die Ergebnisse hat 
Frau Dr. Ender vom BiLSE-Institut ausgewertet und in Tabellen/Diagrammen 
zusammengefasst. Mit Frau Dr. Ender wurde abgestimmt, über die weitere 
Vorgehensweise bzw. Themenauswahl für Weiterbildungsveranstaltungen zu beraten. 
 
- Auswertung der Bundesversammlung des Bundesverbandes Lohnunternehmen 
e. V. 
An der am 07./08. März 2017 stattgefundenen BLU-Bundesversammlung haben seitens 
des Nordost-Verbandes Herr Cummerow und Herr Conrad teilgenommen. 
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Der Vorstand wurde über die inhaltlichen Schwerpunkte und dabei insbesondere über die 
Themen Güterkraftverkehrsgesetz und LKW-Kartell-Schadenersatzansprüche informiert. 
 
- Verschiedenes 
Anerkannter Pflanzenschutz-Fachbetrieb 
Der Vorstand hat sich dafür ausgesprochen, das verbandseigene Label zum „Anerkannten 
Pflanzenschutz-Fachbetrieb“ weiterzuführen und alle im Pflanzenschutz tätigen 
Unternehmen nochmals zum Erwerb des Labels aufzufordern. 
 
Ampere AG Berlin 
Der Energiedienstleister Ampere AG mit Sitz in Berlin hat angeboten, einen 
Kooperationsvertrag zur Optimierung der Energiekosten der Verbandsmitglieder mit dem 
Verband selbst abzuschließen. 
Lt. Vertragsentwurf sind die Leistungen der Ampere AG für den Verband kostenlos. Der 
Verband wird an dem erfolgsabhängigen Ampere-Honorar zu 10 Prozent beteiligt. 
 
Festlegung: 
Der Vorstand befürwortet den Abschluss eines Kooperationsvertrages mit der Ampere AG. 
 
 
1.2. Informationen des Bundesverbandes Lohnunternehmen e. V. 
1.2.1. LKW-Kartell: Ankündigung zum Abschluss der Gespräche 
Herr Persinski hatte unsere Verbandsmitglieder Ende Januar 2017 in Brehna über den 
damaligen Stand bezüglich möglicher Schadenersatzforderungen in Bezug auf das LKW-
Kartell unterrichtet. 
Nachfolgend eine weiterführende Pressemitteilung des Deutschen Raiffeisenverbandes zu 
diesem Thema, mit dem der BLU dabei zusammenarbeitet. 
Wegen unerlaubter Preisabsprachen müssen mehrere Nutzfahrzeughersteller eine 
Rekordstrafe von knapp 2,93 Mrd. € zahlen. Käufern von LKW und Zugmaschinen über 6 
t kann für den entstandenen Preisüberhöhungsschaden im Zeitraum 1997 bis 2011 ein 
Schadensersatzanspruch zustehen. Dies gilt auch auf zu hohe Leasingraten. 
 
Da eine individuelle Rechtsverfolgung inklusive Gutachten für den Geschädigten ein 
erhebliches Kostenrisiko bedeutet, bietet sich eine gemeinschaftliche Vorgehensweise an, 
um eine Reduzierung der Kosten zu erreichen und die Schlagkraft gegen die Kartellanten 
zu erhöhen. Infolgedessen haben wir betroffenen Unternehmen die Möglichkeit gegeben, 
etwaige Schadensersatzansprüche beim DRV zu bündeln. 
 
Der DRV hat in den letzten Monaten mehrere Verfahrensmöglichkeiten geprüft und 
abgewogen, um die für unsere Mitglieder optimale Alternative aus möglichst geringem 
Risiko und gleichzeitig überschaubaren Kosten auszuwählen. Vergangene Woche 
unterzeichnete der DRV nach einer ausführlichen Abstimmungsphase die 
entsprechenden Verträge. 
Da in Deutschland ein sehr hohes, schwer abschätzbares Kostenrisiko bei gerichtlicher 
Geltendmachung des Schadens besteht, soll die gemeinsame Geltendmachung von 
Schadensersatzsprüchen in den Niederlanden aufgrund attraktiver gerichtlicher 
Konditionen erfolgen. Dort sind die Gerichtskosten zuzüglich der erstattungsfähigen 
Kosten der Beklagten – anders als in Deutschland - im Falle des Unterliegens auf 
maximal 200.000€ begrenzt. Die Forderungen werden an einen renommierten 
Prozessfinanzierer abgetreten, der das komplette Kostenrisiko trägt. Dadurch 
entstehen den Geschädigten im Falle des Unterliegens keine Kosten. Im Falle des 
Obsiegens gehen 25 % an den Abtretungsempfänger, d.h. 75% des Erfolgsbetrags 
abzgl. sämtlicher Kosten verbleiben bei den Klägern. 
 
Die Bündelung Ihrer Ansprüche wird über die Raiffeisen Service GmbH 
koordiniert. Die Kostenstruktur wird sich dabei aus Einmalkosten pro Lkw für das erste 
Jahr und einer jährlichen Pauschale pro Unternehmen und pro Lkw in den 
darauffolgenden Jahren zusammensetzen. Nach den Osterfeiertagen werden wir 
endgültige Informationen zur juristischen Vorgehensweise, Kostenstruktur, 
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Abfrage weiterer Details über Lkw-Bezüge und verbindlichen Anmeldung an die 
für eine Bündelung der Schadensersatzansprüche beim DRV registrierten 
Unternehmen rausschicken. Die Abtretungserklärung einschließlich 
Vertraulichkeitserklärung erhalten die Unternehmen im Anschluss an die Unterzeichnung 
der verbindlichen Anmeldung. Es folgen ferner Vergleichsgespräche mit den Lkw-
Herstellern und falls diese nicht erfolgreich sind, schließt sich eine Klageerhebung an 
(zweite Jahreshälfte 2017). 
Wir möchten vorsorglich darauf hinweisen, dass sowohl der DRV als auch die 
Raiffeisen Service GmbH keine Gewähr für die Durchsetzbarkeit der möglichen 
Schadensersatzansprüche übernimmt. (Deutscher Raiffeisenverband e. V.) 
 
 
1.2.2. MAUT 
Deutscher Bauernverband (DBV), Bundesverband Lohnunternehmen (BLU) und 
Bundesverband der Maschinenringe (BMR) haben sich gemeinsam dafür ausgesprochen, 
im Zuge der Novellierung des Bundesfernstraßenmautgesetzes, über die bestehenden 
Ausnahmentatbestände hinaus landwirtschaftliche Fahrzeuge mit einer bauartbedingten 
Höchstgeschwindigkeit von maximal 40 km/h grundsätzlich von der Mautpflicht 
auszunehmen. 
Im November 2016 ist der Deutsche Bundestag diesem Vorschlag durch einen 
entsprechenden Beschluss gefolgt. Insbesondere die CDU-/CSU-Bundestagsfraktion hatte 
initiativ die gemeinsame Forderung von DBV, BLU und BMR aufgegriffen, zwischen 
gewerblichen Güterkraftverkehrsunternehmen und Unternehmen in der Land- und 
Forstwirtschaft zu unterscheiden und das neue Mautgesetz entsprechend auszugestalten. 
Mit der vom Deutschen Bundestag und Bundesrat beschlossenen Novellierung des 
Bundesfernstraßenmautgesetzes wird die bestehende Mautpflicht für Fahrzeuge ab 7,5 t 
zulässiger Gesamtmasse ab Mitte 2018 auf alle Bundesstraßen ausgedehnt. Bislang 
besteht die Mautpflicht nur auf rund 12.800 km Bundesautobahnen sowie rund 2.300 km 
autobahnähnlichen Bundesstraßen. 
 
Landwirtschaft: 
Bei den landwirtschaftlichen Fahrzeugen sind bislang ausschließlich lof-Zugmaschinen, 
Ackerschlepper mit der Schlüsselnummer 891000 bzw. 871000 und die Geräteträger mit 
der Schlüsselnummer 892000 bzw. 872000 von der Mautpflicht befreit, auch wenn ihre 
bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit mehr als 40 km/h beträgt, sofern sie für eigene 
Zwecke unterwegs sind und keinen gewerblichen Güterverkehr betreiben. 
 
Lohnunternehmen: 
Mit der jetzt beschlossenen Novellierung des Bundesfernstraßenmautgesetzes werden 
nun auch lof-Fahrzeuge bei gewerblichen bzw. geschäftsmäßigen Beförderungen von der 
Maut befreit, allerdings – um nicht in den Wettbewerb mit dem Güterverkehr zu treten – 
bis zu einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von 40 km/h. 
 
Der zusätzliche Ausnahmentatbestand lautet im Gesetz „landwirtschaftliche Fahrzeuge im 
geschäftsmäßigen Güterverkehr mit einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von 
maximal 40 km/h.“ In der Begründung dazu wird darauf verwiesen, dass land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe hauptsächlich Land- und Forstwirtschaft betreiben und der 
Transport von Gütern nur eine untergeordnete Tätigkeit darstellt. Bei dieser 
untergeordneten Tätigkeit falle der mit der Mauterhebung verbundene bürokratische 
Aufwand dann auch verhältnismäßig stärker ins Gewicht als bei gewerblichen 
Güterkraftverkehrsunternehmen. Mit der Neuregelung werde unverhältnismäßige 
Bürokratie verhindert. (Wesenberg) 
In den Anlagen ist ein Merkblatt des Land Bau Technik Bundesverbandes „Fahrzeuge bei 
Einsätzen im Landmaschinenbereich“ beigefügt. 
 
lof-Beförderung durch Lohnunternehmer nach dem Güterkraftverkehrsgesetz 
zukünftig nur noch mit Transportlizenz 
Das Güterkraftverkehrsgesetz regelt den Güterverkehr in Deutschland. In Abstimmung 
mit dem BAG und dem Bundesverkehrsministerium (BMVI) konnten Lohnunternehmer 
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bisher eine Freistellung von diesem Gesetz in Anspruch nehmen, wenn Transporte in 
engem Zusammenhang mit einer Dienstleistung für einen land- oder forstwirtschaftlichen 
Betrieb stattfinden. 
Nun haben BAG und BMVI ihre Auffassung geändert und auch gegenüber dem BLU zum 
Ausdruck gebracht, dass alle Transporte durch LU nach den Grundsätzen des 
Güterkraftverkehrsgesetzes erlaubnispflichtig sind. LU dürfen spätestens ab der Getreide- 
und Maisernte 2017 reine Transporte und Dienstleistungen mit Transportanteilen nur 
noch ausführen, wenn der Betrieb eine Güterkraftverkehrserlaubnis vorweisen kann. 
Bitte lesen Sie dazu einen Beitrag des BLU-Geschäftsführers Dr. Wesenberg und zwei 
Beiträge des BLU-Juristen in der LU aktuell 4/2017, S. 4 – 6 zu diesem Thema (siehe 
Anlagen). 
 
 
1.3. Informationen des Bundesverbandes der Agrargewerblichen 
Wirtschaft e.V. 
1.3.1. BVA-Jahrespressekonferenz: Zurück zur sachlichen Diskussion beim 
Pflanzenschutz 
Mit Nachdruck fordert der Bundesverband der Agrargewerblichen Wirtschaft e.V. (BVA) 
bei der Neu- und Wiederzulassung von Pflanzenschutzmitteln Entscheidungen 
ausschließlich auf wissenschaftlich begründeter Basis. „Alle Beteiligten müssen sich zu 
den gültigen wissenschaftlichen Prüfungsverfahren bekennen“, betont BVA-Präsident 
Rainer Schuler anlässlich der Jahrespressekonferenz am Dienstag in Berlin. Dies müsse 
auch für den Wirkstoff Glyphosat gelten, betont der BVA-Präsident. Der BVA begrüßt 
ausdrücklich die Bemühungen, Risiken zu reduzieren, die mit der Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln verbunden sind. Forderungen nach einem generellen Verzicht oder 
einer pauschalen Verringerung des Pflanzenschutzmitteleinsatzes gefährden jedoch die 
Ertragssicherheit und die Qualität der Agrar-Produkte.  
 
Natürlich vorkommende Gifte bergen große Risiken für Verbraucher  
Die allermeisten der heute in Deutschland zugelassenen Pflanzenschutzmittel-Wirkstoffe 
sind keiner Giftklasse zugeordnet, so Schuler, das heißt, sie sind weniger giftig als 
Kochsalz. Die gesetzlichen Grenzwerte für Pflanzenschutzmittel-Rückstände beinhalten 
einen Sicherheitsfaktor von 100. Deshalb sind in der Regel auch die im Rahmen der 
amtlichen Lebensmittelüberwachung festgestellten 1,3 % Grenzwertüberschreitungen 
keine Gefahr für die Gesundheit der Konsumenten. „Natürlich vorkommende Gifte wie 
Mykotoxine sind für den Verbraucher ein viel größeres Risiko“. Als wirksamste Methode 
zur Vermeidung des Befalls von Getreide mit Fusarienpilzen hat sich gerade der Einsatz 
von Fungiziden erwiesen. Diese können den Fusariumbefall so einschränken, dass die 
Belastung mit Pilzgiften um eine 10er-Potenz reduziert wird. „Der Einsatz von 
chemischen Pflanzenschutzmitteln nach den Regeln der guten fachlichen Praxis macht 
unsere Nahrungsmittel sicherer“, stellt der BVA-Präsident fest.  
 
Wenig Spielraum für heimischen Getreidemarkt  
Die gegenüber dem Vorjahr kleinere deutsche Getreideernte 2016/17 ist in 
Norddeutschland zu großen Teilen vermarktet, während im Süden noch Mengen 
unkontrahiert in der Landwirtschaft liegen. Nach den Erfahrungen des vorherigen 
Wirtschaftsjahres hatten viele Landwirte Weizen und Gerste zügig verkauft und sind mit 
dieser Strategie nicht schlecht gefahren, erklärt Ludwig Striewe laut BVA-
Pressemitteilung. Für die verbleibenden Monate bis zum Beginn der Ernte auf der 
Nordhalbkugel ist keine Jahresendrally zu erwarten. „Denn Südamerika und Australien 
stehen vor großen Mais- und Weizenernten, die auf den Markt drängen werden.“ So 
erwartet das US-Landwirtschaftsministerium (USDA) allein in Australien eine Steigerung 
der Weizenproduktion um 45 Prozent auf 35 Mio. t.  
Für die neue Ernte sind die Voraussetzungen in Westeuropa und der Schwarzmeer-
Region nicht schlecht. Die Wintergetreide-Bestände sind alles in allem gut über den 
Winter gekommen. Zwar gebe es weiter Wetterrisiken, doch die Wahrscheinlichkeit für 
größere Ertragsausfälle sei nun deutlich geringer als noch im Herbst. Selbst wenn bis zur 
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neuen Ernte Getreide in der EU noch einmal knapp werden sollte, werde die gute globale 
Versorgung Preissprünge nach oben dämpfen. 
 
Die folgenden Pressemeldungen des Bundesverbandes sind in den Anlagen beigefügt:  
 

x BVA-PM Getreide: „Wenig Spielraum für heimischen Getreidemarkt“  
x BVA-PM Düngemittel: „Düngerabsatz auf Vorjahresniveau“  
x BVA-PM Pflanzenschutz: „Zurück zur sachlichen Diskussion beim Pflanzenschutz“  
x BVA-PM Ausbildung: „Neuer Ausbildungsberuf für Lageristen im Agrarhandel“  

 
 
 
2. Agrarpolitik/Agrarwirtschaft 
2.1. Agrarministerkonferenz: In zentralen Fragen uneinig 
Die Frühjahrssitzung der Agrarminister fand dieses Mal vom 29.- 31.03.2017 in Hannover 
statt. Den Vorsitz hat in diesem Jahr das Land Niedersachsen. An Themen fehlte es den 
Ministern nicht wie beispielsweise die Neuausrichtung der Umsetzung der EU-Politik zur 
ländlichen Entwicklung, Glyphosat, Endokrine Disruptoren in Pflanzenschutzmitteln und 
Biozidprodukten oder das Kontrollprogramm Futtermittel für die Jahre 2017 bis 2021. 
Das Ergebnisprotokoll lag zum Redaktionsschluss des aktuellen BVA-Infos noch nicht vor. 
Es ist jedoch davon auszugehen, dass die Beschlussfassung in einigen zentralen Themen 
schwierig war.  
Einige Beobachter gehen beispielsweise davon aus, dass die von Baden-Württemberg im 
Bundesrat eingebrachte Initiative zur Änderung der Direktzahlungsverordnung wieder 
zurückgenommen wird. Auch favorisieren verschiedene Länder eine Umschichtung von 
der 1. in die 2. Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP). Es ist mehr als fraglich, ob 
Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt das unterstützt.  
Derweil zeigte sich Landwirtschaftsminister Helmut Brunner in einer ersten 
Stellungnahme mit dem bisherigen Verlauf der Agrarministerkonferenz in Hannover nur 
bedingt zufrieden. „Angesichts der gewaltigen Herausforderungen hätte ich mir von den 
Länderministerkollegen mehr Klarheit, mehr Mut und mehr Verantwortung bei der 
künftigen Ausrichtung der EU-Agrarpolitik nach 2020 erwartet“, sagte Brunner. Dabei 
gäbe es zwischen den Ländern viel mehr Gemeinsamkeiten, als es der Beschluss 
widerspiegle. Einigkeit zu einer finanziell gut ausgestatteten, modernisierten und 
vereinfachten europäischen Agrarpolitik als wichtiges Element der Stabilität und Stärkung 
ländlicher Räume sollte seiner Meinung nach unter den Agrarministern möglich sein. 
�
�
2.2. Emnid-Umfrage 2017: 
Ansehen der Landwirtschaft weiter gestiegen 
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Die Bevölkerung ist sich der Bedeutung der heutigen Landwirtschaft für Gesellschaft und 
Wirtschaft des Landes sehr bewusst. Sie betrachtet zudem den landwirtschaftlichen Beruf 
als einen der wichtigsten und zukunftsträchtigsten Berufe. Dies geht aus der 
repräsentativen Emnid-Untersuchung zum Image der Landwirtschaft 2017 hervor, die der 
Verein i.m.a – information.medien.agrar beim Meinungsforschungsinstitut Emnid in 
Auftrag gegeben und mit dem Deutschen Bauernverband (DBV) in Berlin vorgestellt hat.  
Für 87 % der Bundesbürger ist eine leistungsfähige Landwirtschaft ein wesentlicher 
Bestandteil der Lebensqualität und -fähigkeit des Landes. Die „moderne Landwirtschaft“  
wird von 61 % der Bundesbürger anerkannt, 32 % sehen sie kritisch. Deutlich verändert 
hat sich seit 2012 der Abstand zwischen Ansprüchen der Verbraucher an die 
Landwirtschaft und der empfundenen Realität in den Betrieben. Danach werden die 
meisten Leistungen der Landwirte heute besser beurteilt bei gleichbleibenden oder 
geringeren Ansprüchen der Verbraucher.  
Emnid führt diese Untersuchung seit 1966 alle fünf Jahre im Auftrag vom gemeinnützigen 
Verein i.m.a – information.medien.agrar e.V. durch. Eine Reihe unveränderter Fragen 
erlaubt einen Langzeitvergleich. Die Studie in voller Länge gibt es online. 
 
 
2.3. Konjunkturbarometer Agrar: 
Stimmungslage in der Landwirtschaft etwas besser 
Die wirtschaftliche Stimmung der deutschen Landwirte erholt sich allmählich nach den 
Krisenjahren 2015 und 2016. Diese Einschätzung trifft der Deutsche Bauernverband e.V. 
(DBV) nach den neuesten Daten des Konjunkturbarometer Agrar vom März 2017. Zwar 
ist die Investitionsbereitschaft wieder gestiegen, allerdings wird das Investitionsniveau 
von vor 2015 nicht wieder erreicht.  
 
Liquiditätslage der Landwirte entspannt sich leicht  
33 % der Landwirte wollen in den kommenden sechs Monaten investieren; vor einem 
Jahr waren es nur 23 %. Das für die nächsten sechs Monate geplante 
Investitionsvolumen liegt bei 4,6 Mrd. Euro. Das sind zwar 0,9 Mrd. Euro mehr als ein 
Jahr zuvor, aber rund ein Viertel weniger als noch in den Jahren 2013 und 2014, in 
denen das geplante Investitionsvolumen noch jeweils bei gut 6 Mrd. Euro lag. Die wieder 
anziehende Investitionstätigkeit der deutschen Landwirtschaft hat aus Sicht des DBV 
auch enorme Konsequenzen für die Wirtschaftskraft ländlicher Räume. Innerhalb des 
aktuell geplanten Investitionsvolumens von 4,6 Mrd. Euro entfallen auf den Bereich Ställe 
und Stalltechnik 2,8 Mrd. Euro (gegenüber Vorjahr plus 0,4 Mrd. Euro). Mit rund 0,9 Mrd. 
Euro fallen auch die vorgesehenen Maschineninvestitionen im Jahresvergleich deutlich 
höher aus. Dagegen sind die Investitionspläne in die erneuerbaren Energien Biogas, 
Fotovoltaik und Windkraft auf 0,5 Mrd. Euro gefallen.  
 

Die aktuelle wirtschaftliche Lage wird in allen Betriebsformen besser eingeschätzt 
als im Dezember 2016. 

- Landwirte: Beurteilung der aktuellen wirtschaftlichen Situation 

 
Quelle: Konjunkturbarometer Agrar 
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Mit der verbesserten Wirtschaftslage geht eine Entspannung der Liquiditätssituation der 
Betriebe einher. 11 % der Landwirte geben im März an, dass die Liquiditätslage in ihren 
Betrieben angespannt oder sehr angespannt ist. Im Dezember waren es noch 21 %. 
Unter den Futterbaubetrieben sowie in den Betrieben im Osten Deutschlands ist die 
Liquiditätssituation überdurchschnittlich angespannt. 
 
 
2.4. Meldungen zur Ernte 
x Kanada: Weizenanbau zugunsten von Raps eingeschränkt  
(AMI) – Nach Umfrage planen die kanadischen Farmer die zweitgrößte Rapsfläche in der 
Geschichte und verringern gleichzeitig die Weizenfläche auf den niedrigsten Stand seit 6 
Jahren. Attraktive Rapspreise bis über den Winter ermöglichten den kanadischen 
Farmern bereits hohe Rapspreise für ihre kommende Ernte in die Bücher zu nehmen. Um 
die Kontraktmengen zu erfüllen, erweitern sie ihre Rapsanbaufläche. Nach einer Umfrage 
von Reuters bei Handel und Erfassern könnte die Rapsfläche auf 8,6 Mio. ha zunehmen. 
Das wären knapp 5 % mehr als im Vorjahr und nur 300.000 ha weniger als im 
Rekordjahr 2012.  
 
x Ukraine: Hohe Vorräte ermöglichen stetigen Export  

 
(AMI) – Die Ernteaussichten in der Ukraine 
sind positiv, so dass die Ernteschätzung 
nach oben korrigiert wurde. Das bietet mehr 
Potenzial für Exporte, die mit geschätzten 
39,5 Mio. t damit näher an die vorjährigen 
41 Mio. t herankommen könnten. Die 
Ernteprognose 2017 für Getreide wurde in 
der Ukraine jüngst von 60,9 Mio. t auf 61,4 
Mio. t angehoben. Nach Angaben von 
UkrAgroConsult wird damit auch das 
Exportpotenzial steigen. Die Schätzung liegt 
aktuell bei 39,5 Mio. t. Aufgrund der 
günstigen Vegetationsbedingungen wurde 
die Ernteschätzung nach oben korrigiert. 

Gleichzeitig kann die Ukraine auf große Vorräte zurückgreifen. Außerdem wird der 
Inlandsverbrauch im kommenden Jahr wohl kaum steigen. Im laufenden Wirtschaftsjahr 
werden die Getreideexporte der Ukraine auf 41,2 Mio. t geschätzt, nachdem 2016 knapp 
64 Mio. t Getreide geerntet worden waren. 
�
x Zweite DRV-Ernteschätzung 2017: Raiffeisenverband prognostiziert 

durchschnittliche Getreideernte  
In seiner aktuellen Schätzung geht der Deutsche Raiffeisenverband (DRV) weiterhin von 
einer knapp durchschnittlichen Getreideernte in Deutschland in Höhe von 46,7 Mio. t aus. 
Danach wird der Fünf-Jahres-Durchschnitt von 47,8 Mio. t nicht erreicht, das 
Vorjahresergebnis von 45,3 Mio. t allerdings spürbar übertroffen.  
Die Weizenernte wird mit 25,3 Mio. t leicht über dem Vormonat und weiterhin deutlich 
über dem Vorjahresergebnis von 24,6 Mio. t (+2,7 %) geschätzt. Bei Gerste wird mit 
rund 10,9 Mio. t erneut ein Ergebnis auf Vorjahresniveau erwartet. Beim Roggen wird 
unverändert eine Ernte von 3,0 Mio. t prognostiziert. Aufgrund der deutlichen 
Einschränkung der Roggen-Anbauflächen (-5,1 %) wird das Vorjahresergebnis 
voraussichtlich um 5,0 % unterschritten.  
Bei der Sommergerste wird bei gestiegener Anbaufläche (+4,6 %) und etwas höheren 
Erträgen als im Vorjahr (+2,8 %) derzeit von einer Erntemenge in Höhe von 1,9 Mio. t 
ausgegangen (+7,4 % zum Vj.). Beim Mais wird wie im Vormonat ein erheblicher 
Zuwachs von über 20 % erwartet. Dieses Ergebnis ist auf deutlich höhere Anbauflächen 
und Durchschnittserträge als 2016 zurückzuführen. Beim Raps erwartet der DRV wie im 
März eine Ernte von 4,9 Mio. t. Damit wird das Vorjahresergebnis von 4,6 Mio. t zwar 
überschritten, der langjährige Durchschnitt von 5,3 Mio. t aber nicht erreicht.  
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(http://www.raiffeisen.de/wp-content/uploads/downloads/2017/04/2017-17-Tabellen-2.-
DRV-Ernteschaetzung-April.pdf)  
��
x EU-Kommission rechnet 2017/18 mit größerer Ölsaatenernte  
In ihrem aktuellen Monatsbericht geht die EU-Kommission davon aus, dass die 
Ölsaatenerzeugung 2017/18 der EU-28 über den Ergebnissen des Vorjahres liegen wird. 
Das soll insbesondere die Ernteergebnisse bei Raps- und Sonnenblumen betreffen. 
Demnach rechnet die Kommission 2017 mit einer Ölsaatenernte für die EU-28 von gut 
34,2 Mio. t. Das wäre eine Steigerung gegenüber dem Vorjahr um 8,3 % bzw. 2,6 Mio. t. 
Die Sonnenblumenernte 2017 könnte um 6 % auf über 9 Mio. t steigen. Für die 
Sojabohnenerzeugung veranschlagt die EU rund 2,5 Mio. t, das wäre eine Steigerung von 
1 % gegenüber dem Vorjahr. Raps soll in der EU-28 ein Produktionsvolumen von 22,6 
Mio. t erreichen, rund 13 % mehr als 2016. 
 
 
 
3. Düngung / Düngerecht 
3.1. Novelle des Düngerechts: So lauten die Eckpunkte 
Mit dem Beschluss vom 31.03.2017 zur Novelle der Düngeverordnung im Bundesrat 
kommt eine mehrjährige und schwierige Debatte um das Düngerecht zum Abschluss. 
„Die Umsetzung des neuen Düngerechts wird einen weitreichenden strukturellen 
Anpassungsprozess  in der Landwirtschaft auslösen und vielen Betrieben enorme 
Veränderungen abfordern“, betonte Joachim Rukwied, Präsident des Deutschen 
Bauernverbandes. 
 
Was ändert sich durch die novellierte Düngeverordnung? 

x Die Düngebedarfsermittlung für Stickstoff auf Acker- und Grünland wird 
bundeseinheitlich geregelt und konkretisiert. 

x Ertragsabhängige standort- und kulturartenbezogener Obergrenzen für die 
Stickstoffdüngung werden eingeführt. 

x Die Vorgaben für das Aufbringen von stickstoff- und phosphathaltigen 
Düngemitteln auf überschwemmten, wassergesättigten, gefrorenen oder 
schneebedeckten Boden werden präzisiert. 

x Zeiträume, in denen keine Düngemittel ausgebracht werden dürfen, verlängern 
sich grundsätzlich (Ackerland: nach der Ernte der Hauptfrucht bis 31.01.; 
Grünland: 01.11. – 31.01., Einführung einer Sperrzeit für die Aufbringung von 
Festmist und Kompost: 15.12. – 15.01.; die zuständigen Behörden können 
Beginn/Ende jeweils um bis zu vier Wochen verschieben). 

x Die zulässige Stickstoffgabe im Herbst wird beschränkt auf 60 kg Gesamtstickstoff 
je Hektar. 

x Die Abstände für die Stickstoff- und Phosphatdüngung in der Nähe von Gewässern 
und im hängigen Gelände vergrößern sich. 

x Die Kontrollwerte für die Differenz von Zu- und Abfuhr im Nährstoffvergleich (ab 
2020 sind nur noch 50 kg N je Hektar zulässig) werden verringert. 

x Bundeseinheitliche Vorgaben für das Fassungsvermögen von Anlagen zur 
Lagerung von flüssigen Wirtschaftsdüngern und flüssigen Gärrückständen aus 
dem Betrieb einer Biogasanlage (grundsätzlich größer als benötigte Kapazität zur 
Überbrückung der Sperrfristen, mindestens jedoch sechs Monate, Betriebe mit 
hohem Tierbesatz oder ohne eigene Ausbringungsflächen müssen ab 2020 
mindestens neun Monate Lagerkapazität vorweisen) sowie Festmist, festen 
Gärrückständen und Kompost (zwei Monate) werden eingeführt. 

x Die Länder werden verpflichtet, in Gebieten mit hoher Nitratbelastung sowie in 
Gebieten, in denen stehende oder langsam fließende oberirdische Gewässer durch 
Phosphat, was nachweislich aus der Landwirtschaft stammt, eutrophiert sind, 
mindestens drei zusätzliche Maßnahmen aus einem vorgegebenem Katalog zu 
erlassen. 
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Was ändert sich durch das angepasste Düngegesetz? 
x Ab 2018 müssen tierhaltende Betriebe mit mehr als 2,5 GV je Hektar und mehr 

als 30 ha landwirtschaftliche Nutzfläche oder mehr als 50 GV eine Stoffstrombilanz 
erstellen; ab 2023 gilt dies für alle Betriebe mit mehr als 20 ha landwirtschaftliche 
Nutzfläche oder mehr als 50 GV. 

x Für beide Varianten gilt: Sobald dem Betrieb im jeweiligen Wirtschaftsjahr 
Wirtschaftsdünger aus anderen Betrieben zugeführt wird, muss eine 
Stoffstrombilanz erstellt werden. 

x Der Bußgeldrahmen gegen bestimmte Verstöße der Düngeverordnung wird auf bis 
zu 150.000 Euro erhöht. 

x Eine Befugnis der zuständigen Länderbehörden zum Datenabgleich mit 
Erhebungen aus anderen Rechtsbereichen soll für düngerechtliche 
Überwachungszwecke eingeführt werden. (z. B. Daten aus InVeKos, der HIT-
Datenbank oder bestimmte Daten, die bei den bau- oder 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbehörden vorliegen). 

x Schaffung eines bundesweit einheitlichen Rahmens, auf dessen Grundlage ein 
freiwilliges Qualitätssicherungssystem für Wirtschaftsdünger aufgebaut werden 
kann. Die Länder können die hierfür erforderlichen konkretisierenden Regelungen 
bei Bedarf in einer Rechtsverordnung erlassen, sofern der Bund von seiner 
Verordnungsermächtigung keinen Gebrauch macht. 

x Biogasgärreste werden in die 170 kg N/ha Regelung aufgenommen. 
 
 
3.2. Neues Düngerecht: Thünen-Institut legt Bericht über betriebliche 
Stoffstrombilanzen vor 
Nach § 11a des geänderten Düngegesetzes müssen viehstarke Betriebe ab dem Jahr 
2018 eine Stoffstrombilanz erstellen. Wie diese neue Bilanz berechnet und bewertet 
werden soll, ist noch offen. Im Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 
(BMEL) wird derzeit ein Verordnungsentwurf zur Einführung der betrieblichen 
Stoffstrombilanz vorbereitet. Für die Festlegung der methodischen Grundlagen zur 
Berechnung und Bewertung betrieblicher Stoffstrombilanzen hat das BMEL Anfang 2016 
eine Arbeitsgruppe etabliert. Die AG-Mitglieder kommen aus Agrar- und 
Umweltministerien des Bundes und der Länder, aus nachgeordneten Behörden und aus 
der Wissenschaft, darüber hinaus waren Sachverständige aus den Bereichen 
Gewässerschutzberatung und Buchführung beteiligt.  
Der nun vorliegende Bericht, den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Thünen-
Instituts mit Unterstützung der AG-Mitglieder erstellt haben, dokumentiert die Ergebnisse 
der Arbeitsgruppe. Aus Sicht der AG-Mitglieder sollen für die Bilanzierung von 
Nährstoffmengen grundsätzlich Lieferscheine bzw. Rechnungen herangezogen werden. 
Für Düngemittel und Mischfuttermittel gibt es gesetzliche Vorgaben zur Deklaration, die 
eine genaue Berechnung der Nährstoffmengen ermöglichen. Für Produktgruppen, für die 
keine Deklaration von Stickstoff bzw. Phosphor vorgeschrieben ist, sollen Ergebnisse aus 
Produktanalysen herangezogen werden. Alternativ können Nährstoffgehalte bei 
eindeutiger Produktzuordnung aus bundesweit vereinheitlichten Tabellenwerken zu N- 
und P-Gehalten entnommen werden. Kritisch haben viele AG-Mitglieder angemerkt, dass 
die Stoffstrombilanz für die Düngeberatung nur begrenzten Wert hat, da diese Bilanzform 
keine Einblicke in die innerbetrieblichen Nährstoffflüsse erlaubt. In der AG konnte kein 
Konsens darüber erzielt werden, wie die mit Hilfe der Stoffstrombilanz berechneten, 
betrieblichen Nährstoffüberschüsse bewertet werden sollen. Eine Mehrheit der AG-
Mitglieder spricht sich für die Einführung einer neuen Bewertungsmethode auf Basis von 
Brutto-Stickstoff-Salden ohne Abzug von Verlusten aus. Allerdings gab es keine Einigung 
auf einen konkreten Vorschlag. Konsens bestand dagegen darüber, dass in jedem Fall die 
Brutto-Salden ausgewiesen werden sollen und dass künftig auch Biogasbetriebe eine 
Stoffstrombilanz erstellen sollten. 
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4.Pflanzenschutz 
4.1. Bienengefährliche Pflanzenschutzmittel: 
Anwendung im Winterraps 
Nach Angaben vom Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) 
herrschte in der landwirtschaftlichen Praxis vor Beginn der Winterrapsblüte Unsicherheit 
über den Einsatz bienengefährlicher Pflanzenschutzmittel. Deshalb erläuterte das BVL in 
einer aktuellen Fachmeldung noch einmal die Vorschriften zum Schutz von Bienen. 
Zahlreiche Anfragen beim BVL und den zuständigen Länderbehörden und den 
Zulassungsinhabern legen den Schluss nahe, dass Anwender offensichtlich die Sorge 
haben, B1-Mittel falsch anzuwenden und damit Bienenschäden zu verursachen.  
 
B1-Pflanzenschutzmittel dürfen nicht auf blühende Pflanzen  
Grundsätzlich gilt: Pflanzenschutzmittel, die als bienengefährlich (B1) eingestuft sind, 
dürfen nicht auf blühende Pflanzen oder von Bienen beflogene Pflanzen ausgebracht 
werden. Die Anwendung ist auch unzulässig, wo blühende Unkräuter in der Kultur 
vorhanden sind.  
Außerhalb der Blütezeit des Rapses hat man häufig die Situation, dass blühende 
Unkräuter in Teilbereichen eines Schlages auftreten. Dabei kann es sich um Vorgewende, 
Kuppen oder Senken mit schlechterem Auflauf oder Kulturstand handeln, um angelegte 
Blühstreifen im Schlag oder um Randbereiche, wo eine Unkrautbekämpfung nicht möglich 
oder nicht erfolgreich war. In solchen Fällen braucht man auf den Einsatz eines 
bienengefährlichen Pflanzenschutzmittels nicht komplett zu verzichten, sondern es sind 
nur die Bereiche mit blühenden Pflanzen bei der Behandlung auszusparen, und zwar so, 
dass sie auch nicht von Abtrift getroffen werden.  
In den Pflanzenschutzaufzeichnungen ist die tatsächlich mit einem B1-Mittel behandelte 
Fläche zu vermerken. Ein solches Vorgehen ist zwar aufwendig, kann aber dennoch für 
das Resistenzmanagement sinnvoll sein. Denn bei einem kompletten Verzicht auf die 
bienengefährlichen Pflanzenschutzmittel drohen weiter abnehmende Sensitivitäten von 
resistenten Schädlingen wie Rapsglanzkäfern oder Kohlschotenrüsslern gegenüber den 
Wirkstoffen der bienenungefährlichen Mittel (Tau-Fluvalinat, Etofenprox, Thiacloprid und 
Acetamiprid), so dass in naher Zukunft diese Wirkstoffe nicht mehr hinreichend wirken 
werden. 
 
 
4.2. Neonicotinoide: 
EU-Kommission plant mit großer Wahrscheinlichkeit vollständiges Verbot 
In Brüssel mehren sich die Hinweise auf Entwürfe von Durchführungsrichtlinien der EU-
Kommission, mit denen sie ein vollständiges Verbot von Pflanzenschutzmitteln 
vorschlagen will, bei denen der Verdacht besteht, dass sie sich negativ auf die 
Bienenbestände in der EU auswirken könnten, wie zum Beispiel Neonicotinoide. Das 
berichtet die Niedersächsische Landesvertretung in Brüssel in ihrem aktuellen 
Wochenbericht.  
Derzeit laufen insbesondere kontroverse Diskussionen über die Stoffe Clothianidin, 
Imidacloprid und Thiamethoxam, für die derzeit eine Einschränkung besteht. Bis 2017 
sollten weitere wissenschaftliche Erkenntnisse vorliegen, um eine Neubewertung 
vornehmen zu können.  
Dem Entwurf der EU-Kommission zufolge werden alle Saat- und Pflanzenschutzmittel von 
dem Verbot erfasst, die diese drei Stoffe enthalten. Ausnahmen soll es für den Fall 
geben, dass diese Stoffe in Gewächshäusern verwendet werden. Für sogenannte 
„Notfälle“, für die keine anderen Alternativen auf dem Markt erhältlich seien, dürften die 
Mitgliedstaaten Erlaubnisse zur Verwendung erteilen. Neonicotinoide werden vor allem 
als Beizmittel eingesetzt, aber auch für das Bienensterben und in einigen Publikationen 
auch für Vogelsterben verantwortlich gemacht.  
Nach Bekanntwerden neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse über „subletale 
Auswirkungen auf Bienen“ beauftragte seinerzeit die EU-Kommission die Europäische 
Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA), die dann Risiken für Bienen identifizierte, was 
zur Einschränkung der genannten drei Stoffe führte. Gemäß dieser Verordnung aus 2013 
dürfen Pflanzenschutzmittel mit diesen Wirkstoffen nur noch für gewerbliche 
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Anwendungen zugelassen werden. Weiterhin sind in bestimmten Kulturen Saatgut- und 
Bodenbehandlungen gar nicht mehr zulässig und Blattbehandlungen nur nach der Blüte.  
Der Vorschlag bedarf noch der Zustimmung des Rates, das Europäische Parlament hat bei 
Durchführungsrechtsakten kein Mitspracherecht. Die Entscheidung könnte bereits am 17. 
oder 18.05. auf einer Tagung des entsprechenden Ständigen Ausschusses erfolgen. 
 
 
4.3. Kein Ratsveto gegen Pflanzenschutzmittelverbot auf 
Vorrangflächen 
Der EU-Agrarrat wird sich dem von der Europäischen Kommission geplanten 
Pflanzenschutzmittelverbot auf ökologischen Vorrangflächen (ÖVF) nicht entgegenstellen. 
Wie EU-Agrarkommissar Phil Hogan als auch der maltesische Ratspräsident Roderick 
Galdes berichteten, war dieser Punkt kein Thema bei der Ratssitzung. Insofern sieht der 
Agrarkommissar für diesen Vorschlag Rückenwind durch die Mitgliedstaaten. Der Ire hob 
erneut die generelle Bedeutung des delegierten Rechtsaktes für die Vereinfachung der 
Greening-Maßnahmen hervor. 
Aus dem Bundeslandwirtschaftsministerium war zu dem geplanten Totalverbot der 
Anwendung chemisch-synthetischer Pflanzenschutzmittel auf ÖVF zu hören, dass 
Ressortchef Christian Schmidt dieses zwar kritisch sehe. Allerdings begrüße der Minister 
ebenso die im delegierten Rechtsakt angestrebten Vereinfachungen, erklärte eine 
Sprecherin des Bundeslandwirtschaftsministeriums. Zudem sei keine qualifizierte 
Mehrheit der Mitgliedstaaten für ein Veto gegen den Rechtsakt von Agrarkommissar 
Hogan zu erwarten gewesen. Daher habe man von deutscher Seite von einer 
entsprechenden Initiative abgesehen, erläuterte die Ministeriumssprecherin.  
Der Landwirtschaftsausschuss des Europaparlaments hatte sich kürzlich mit großer 
Mehrheit für eine Verlängerung der Einspruchsfrist gegen den betreffenden Rechtsakt der 
Kommission ausgesprochen. Dabei war von den Mitgliedern des Ausschusses 
insbesondere das geplante Pflanzenschutzmittelverbot auf ÖVF kritisch beurteilt worden. 
Der CSU-Agrarpolitiker Albert Deß warnte davor, dass davon vor allem der 
Leguminosenanbau betroffen sei. Dabei habe gerade dieser entscheidende Vorteile für 
den Bodenschutz und die Stickstoffbindung. Auch würde dadurch eine nachhaltige, 
heimische und gentechnikfreie Eiweißproduktion der Europäischen Union gefährdet, gab 
Deß zu bedenken. Bislang sind nach EU-Recht Pflanzenschutzmaßnahmen nach guter 
fachlicher Praxis auf ökologischen Vorrangflächen zulässig, auf denen stickstoffbindende 
Kulturen wie zum Beispiel Ackerbohnen oder Erbsen angebaut werden. Für 
unwahrscheinlich wird es in Brüssel aber gehalten, dass sich wegen dieses Verbots eine 
Mehrheit im EU-Parlament tatsächlich gegen den Rechtsakt der Kommission aussprechen 
wird. Wäre dies doch der Fall, würden die Vorschriften nicht in Kraft treten. 
 
 
 
5. Klimabilanz 2016 
5.1. Treibhausgas-Emissionen in der Landwirtschaft stagnierten 
weitgehend 
Mit 4 Mio. t mehr Treibhausgase als 2015 wurden 2016 insgesamt rund 906 Mio. t 
Treibhausgase freigesetzt. Das zeigen aktuelle Prognose-Berechnungen des 
Umweltbundesamtes (UBA). In der Landwirtschaft stagnierten die Treibhausgas-
Emissionen weitgehend. Im Abfallsektor gingen sie um knapp 0,5 Mio. t CO2-Äquivalente 
zurück. Dieser anhaltende Rückgang ist damit begründet, dass das Verbot der 
Ablagerung biologisch abbaubarer Stoffe sich weiter positiv auf die Klimabilanz auswirkt.  
Am stärksten gestiegen sind die Emissionen im Verkehrssektor: Hier sind es 5,4 Mio. t 
mehr als 2015, ein Plus von 3,4 %. Der Anstieg der Verkehrsemissionen geht vor allem 
darauf zurück, dass mehr Diesel getankt wurde und der Straßengüterverkehr um 2,8 % 
gewachsen ist. „Die Klimagasemissionen des Verkehrs liegen mittlerweile 2 Mio. t über 
dem Wert von 1990. Wenn sich im Verkehrssektor nichts verändert, werden die 
Klimaschutzziele verfehlt. Deutschland hat sich das Ziel gesetzt, seine Emissionen bis 
2020 um 40 % gegenüber 1990 zu mindern, derzeit ergibt sich nur eine Minderung von 
27,6 %. 
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Anders als auf der Straße erlebte der Schienengüterverkehr 2016 einen Rückgang bei den 
transportierten Tonnenkilometern um 0,5%. Grund sind v.a. die günstigen Spritpreise. 
Diese führten zu einem Plus von 3,5 % beim Dieselabsatz (Benzin: plus 2 %). 
 

 
 

Die Kohlendioxid-Emissionen aus dem Sektor Energiewirtschaft sanken dagegen erneut 
trotz einer leichten Zunahme der Stromerzeugung. Aufgrund der Preisentwicklung wurde 
erstmalig seit 2010 wieder mehr emissionsärmeres Erdgas eingesetzt, das andere fossile 
Energieträger ersetzte. Die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energieträgern lag nur 
geringfügig über dem Niveau des Vorjahres. Die Stromerzeugung aus Windkraft und 
Photovoltaik ging witterungsbedingt sogar zurück.  
 
 
5.2. Landwirtschaft in Irland für ein Drittel aller Treibhausgasemissionen 
verantwortlich 
Aus dem mit der öffentlichen Konsultation zum Nationalen Minderungsplan zum Übergang 
zu einer kohlenstoffarmen, klimafreundlichen und umweltverträglichen Wirtschaft 
veröffentlichten Entwurf des irischen Minderungsplanes geht hervor, dass in Irland die 
Landwirtschaft einem Anteil von einem Drittel an allen irischen Treibhausgasemissionen 
besitzt. Das berichtet die Vertretung des Landes Niedersachsen bei der Europäischen 
Union in ihrem Wochenbericht. Mit 19,5 % ist der Verkehrssektor der zweitgrößte Bereich 
der Emittenten. Da Irland sein vereinbartes Ziel zur Reduktion der 
Treibhausgasemissionen bis 2020 um 20 % nicht erreichen würde, ist ein Entwurf eines 
Nationalen Minderungsplanes mit Angaben zu allen relevanten Sektoren zur Konsultation 
online gestellt. Im Landwirtschaftssektor seien allerdings derzeit nur Stagnation oder 
bestenfalls leichte Minderungen möglich und bereits ein ehrgeiziges Ziel, da die 
Landwirtschaft nicht wie andere Sektoren durch einmalige technische Korrekturen 
umgestellt werden könne. 
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6. Trumpfkarte Elektromobilität 
Unternehmen müssen sich heutzutage einiges einfallen lassen, um im Wettbewerb um 
qualifizierte Kräfte zu punkten. Traditionell unterstützen viele Firmen ihre Mitarbeiter mit 
Gehaltsextras wie Jobtickets oder Tankgutscheinen. Eine zeitgemäßes Gehaltsextra 
eröffnet das neue Gesetz zur steuerlichen Förderung von Elektromobilität im 
Straßenverkehr. Arbeitgeber können Festangestellten und Leiharbeitnehmern das 
Aufladen von Elektrofahrzeugen steuer- und abgabenfrei finanzieren. Firmenlenker 
sollten jetzt auch das Thema Elektromobilität als Gehaltsextra in Erwägung ziehen. So 
können Unternehmen sich als moderner Arbeitgeber präsentieren und steuerliche Vorteile 
nutzen. Richtig gestaltet, fallen keine Steuern und Sozialbeiträge an. Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer profitieren gleichermaßen. 
Das neue Gesetz soll Elektro- und Hybridfahrzeuge attraktiver machen und einen Beitrag 
zum Klimaschutz leisten. Um dies zu erreichen, motiviert der Gesetzgeber Unternehmen 
zum Aufbau und Betrieb von Ladeeinrichtungen. Das Prinzip: Zusätzlich zum Arbeitslohn 
können Arbeitgeber ihren Mitarbeitern die Nutzung von Elektrofahrzeugen steuerfrei 
sponsern. Begünstigt ist sowohl das Aufladen von Privatautos als auch von privat 
genutzten Dienst-Pkw, die nicht nach der 1-Prozent-Methode versteuert werden. Damit 
nicht genug: Gleiches gilt auch für E-Bikes und Pedelecs mit einer Leistung von über 250 
Watt oder einer Höchstgeschwindigkeit von mehr als 25 km/h. Diese sind ebenso wie 
Pkw zulassungspflichtig. Die Steuerbefreiung gilt unbegrenzt. Der Fiskus limitiert weder 
die Kostenhöhe, noch die Anzahl der begünstigten Fahrzeuge. Voraussetzung ist, dass die 
Ladevorgänge im Betrieb des Arbeitgebers oder eines verbundenen Unternehmens 
erfolgen. 
 
Steuervorteile gewährt der Fiskus nicht nur auf dem Firmengelände, sondern auch beim 
Mitarbeiter zu Hause. Hier sponsert das Finanzamt alle Kosten rund um die Ladestation 
etwa in der Privatgarage, jedoch nicht das Aufladen selbst. Das Gehaltsextra bleibt 
steuerfrei, wenn Firmen Geräte zeitweise unentgeltlich oder verbilligt zur privaten 
Nutzung überlassen. Begünstigt ist neben der Anschaffung des Ladegerätes auch die 
Inbetriebnahme und Wartung. Grundlage ist ein Überlassungsvertrag, der alle 
Modalitäten regelt. Der Vertrag sollte nicht nur arbeitsrechtliche, sondern auch alle 
steuerlichen Aspekte berücksichtigen, damit es für die Vertragspartner nicht zu bösen 
Überraschungen kommt. Hierzu zählen etwa die Nutzungsdauer und die 
Rückgabebedingungen. Andernfalls drohen spätestens bei der nächsten Betriebsprüfung 
saftige Nachzahlungen. Darüber hinaus sollten die Vertragspartner die Haftung bei 
Schäden oder Diebstahl sowie die Nutzung durch Dritte regeln. Im Dialog mit ihren 
Fachberatern können Firmen sinnvolle Gestaltungsoptionen ausloten. 
 
Die Großzügigkeit des Fiskus hat Grenzen. Nicht steuerbefreit sind Geräte, die in den 
dauerhaften Besitz von Mitarbeitern übergehen. Hier räumt der Gesetzgeber immerhin 
noch eine pauschale Lohnversteuerung mit 25 Prozent der Aufwendungen ein. Gleiches 
gilt für den Fall, dass Arbeitnehmer selbst eine Ladestation anschaffen und der 
Arbeitgeber die Kosten ganz oder teilweise übernimmt. In jedem Fall sollten Firmen den 
Aufwand immer genau dokumentieren und Belege wie Rechnungen und Kontoauszüge 
zum jeweiligen Lohnkonto nehmen. So lassen sich Rückfragen von Finanzbeamten 
leichter klären. 
Auch bei der Elektromobilität müssen Unternehmen die steuerlichen Grundsätze für 
Gehaltsextras genau einhalten. Firmen dürfen Zuwendungen nur zusätzlich zum 
vertraglich vereinbarten Arbeitslohn gewähren. Eine Umwandlung von 
Gehaltsbestandteilen führt zum Verlust der Steuerbefreiung. Auch Gegenleistungen des 
Arbeitnehmers wie Mehrarbeit oder Lohnverzicht sind tabu. Besondere Vorsicht ist bei der 
Einstellung neuer Mitarbeiter geboten. Zusagen im Rahmen der Gehaltsverhandlung 
wertet das Finanzamt schnell als regulären Gehaltsbestandteil. Firmen sollten bei 
Gehaltsextras immer eine separate Vereinbarung abschließen und zusammen mit den 
Lohnunterlagen aufbewahren. 
(von Stefan Rattay, Steuerberater der Kanzlei WWS in Aachen) 
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Mit freundlichen Grüßen 
 

H.-Jochen Conrad         
Geschäftsführer       
 
 
Anlage zur Info 

- BLU-Infos zum Güterkraftverkehrsgesetz 
- Merkblatt zum Fahrzeugeinsatz 
- BVA-Pressemitteilung 
- BVA-Quartalsbericht 




































